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.Sähriftführer Beklagte und Rev151onsklagerln„.

Der 42, Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 6° Februar 4974 durch
die Richter G e y s e r ‚DroF r i e d e r i c h s
und B u r g e r und die ehrenamtlichen Richter
Dr° R e u B und S c h m i d t

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 26° Juli
4975 wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtli—
‘chen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten„
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Umstritten ist, ob der Kläger aus einem Beitrag zur Höherversiche—

rung (HöV) Leistungen beanspruchen kann°

Die Beklagte lehnte im Jahre 4967 mit bindend gewordenen Be—

scheid eine Rentengewährung für den 1896 geborenen Kläger ab,
weil die Wartezeit nicht erfüllt sei„Versicherungszeiten vor
dem 4„ Januar ”924 könnten nicht angerechnet werdeno

Am 49„ Juli 4971 ließ sich der Kläger eine Versicherungskarte

ausstellen und entrichtete einen freiwilligen.Beitrag von

47,—— DM und einen Beitrag zur HöV ebenfalls von 47,—— DM; Am

selben Tag beantragte er das Altersruhegeld° Die Beklagte teil—.

te ihm mit Schreiben vom 30° August 4974 u„a„ mit, nachdem er

Mitglied der Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK) geworden sei,

glaube sie, davon ausgehen zu dürfen, daß er mehr_an der Krane

kenversicherung der Rentner (KVdR) interessiert sei als an dem

Jltersruhegeld, das monatlich 0,20 DM voraussichtlich nicht

{
übersteigen werde, dieses Altersruhegeld aus der HÖV sei aber

keine Rente in dem Sinne, daß damit die KVdR verbunden sein

würde; sie würde deshalb also an die ßOK keine Beiträge ent—

richten können° Die Beklagte hat den Kläger, in dem Schreiben

zu überprüfen, ob er trotzdem dieses Verfahren durchführen

wolle; falls er die Entrichtung des Grundbeitrags von 47,—— DM

vund des HöV—Beitrags von ebenfalls 17,—— DM danach unter fal—

schen Voraussetzungen vorgenommen habe, sei sie bereit, die

Beträge zurückzuzahlen° '

Der Kläger bestand in seinem Antwbrtschreiben an die Beklagte

vom 40° September 4974 auf der Durchführung des Verfahrens°

Die Beklagte sah das Antwortschreiben als Klage an und legte

es dem Sozialgericht (SG) vor„

\‚\
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Während des Klageverfährens lehnte die Beklagte mit Be—
scheid vom 24° November ”974 den Antrag vom ”9° Juli 4974

auf Gewährung eines Altersruhegeldes aus der HöV ab: Nach

5 4234 der Rrichsversicherungsordnung (EVO) könnten neben

Beiträgen, die aufgrund der Versicherungspflieht oder der

Berechtigung zur Weiterversieherung entrichtet seien, zu—
isätzlich Beiträge "zum Zwecke der HöV" entrichtet werden;
begriffsnotwendig setze die HöV eine bestehende versiche—‘

rung voraus, die dem im Gesetz vorgesehenen Zweck diene;

_die zum Zwecke der HöV entrichteten Beiträge sollten diese
‚Renten noch erhöhen; vom Kläger sei eine solche Erhöhung

niemals beabsichtigt werden°

Das SG Aurich hat die Beklagte zur Gewährung des Altersm

ruhegeldes ab “„ August “97” verurteilt(? Das Lendessozial—

gericht (LSG) Niedersachsen hat die Berufung der Beklagten

zurückgewiesen; die Revision wurde zugelassen (Urteil

vom 26, Juli 4975}° Das ISG hat als Streitgegenstand nur
den Anspruch auf Altersruhegeld aus der HöV und nicht

auch den Anspruch auf Beiträge zur KVdR angesehene Es hat

im wesentlichen sinngemäß ausgeführt, die Beklagte beane

stande nicht den Grundbeitreg° Der Kläger sei zur HöV

berechtigt gewesen° Die HöV sei zwar eine reine Zusatzver—

sicherung neben und zu einer Pflicht— oder freiwilligen

Versicherung‚ Die Wirksamkeit des Versicherungsbeitrages

könne aber nicht von der subjektiven Vorstellung des Ver—

sicherten abhängig gemacht werden° Wenn der Kläger von

der durch das Gesetz eröffneten Möglichkeit Gebrauch

mache, liege keine mißbräuchliche Ausnutzung einer mögli—

chen Gesetzeslücke vera Da für die Gewährung einer Rente

aus der HöV die Erfüllung der Wartezeit nicht erforder—

lich sei (5 4248 Abs° 5, jetzt Abs„ 7 Satz 5 BVG), komme

es auf die Zahl der entrichteten Beiträge nicht an° Bei

der Neufassung des 5 4295 RVG durch das Rentenreformge—

setz (REG), wonach künftig Renten aus HöV—Beiträgen nur
zusammenmit Versicherten— oder Hinterbliebenenrenten
aus Pflichtbeiträgen oder freiwilligen Beiträgen zu zahlen
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seien, handele es sich‚ wie die Begründung des Entwurfs

des RRG (BT—Drucks° VI/2946 So 42) erkennen laSse‚ nicht

um die Kodifizierung von Grundsätzen, die die Rechtspre—

chung herausgestellt hätte, sondern um eine echte Änderung

'des gesetZlichen Zustandes°

Die Beklagte hat Revision eingelegt und beantragt9

die Urteile des Landessozialgerichts und des

Sozialgerichts aufzuheben und die Klage abzu—'
weisen°

Die Beklagte rügt, das LSG habe nicht berücksichtigt, daß

zwei Bescheide erlassen werden seien° Die Klage—sei gegen

den Bescheid vom 30° August 497” erhoben worden7 mit dem

die Mitgliedschaft bei der KVdR abgelehnt worden sei° Das

SG habe sie lediglich zur Zahlung des Altersruhegeldes

verurteilt und das LSG ihre Berufung zurückgewiesenc Die
ßbsicht des Klägers habe nicht im Bezug des ßltersruhegel—

des gelegen, sondern in der Mitgliedschaft bei der KVdR°
Danach seien nicht nur das Altersruhegeld, sondern auch
die Mitgliedschaft in der KVdR im Streit„ Sie sei zur

Leistung des Altersruhegeldes ab 4° August 497” verur—
teilt worden,lobwohl der Kläger in seinem Rentenantrag vom
”9° Juli ”974 die Heranziehung eines späteren Zeitpunktes

für die Erfüllung der Voraussetzungen als die Vollendung

des 65° Lebensjahres abgelehnt habe„ Zur Zeit der Vollen—'

dung des 65„ Lebensjahres im Januar 1964 habe der Kläger

unstreitig keinen Rentenanspruch gehabto Zudem handele es
sich bei der Rente aus

HöV-Beiträgen nicht um Rente “im
Sinne der gesetzlichen Rentenvorsicherung“ (% 465 ßbs„ 4

Nr° } RVG)° Personen, die allein-aus der HÖV einen Lei—
stungsonspruch hätten, erfüllten nicht die Voraussetzungen

für den Bezug einer "Rente aus der Arbeiterrentenversiohe—
rung", sondern nur für den Bezug einer Rente aus der HöV„
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Der Kläger ist nicht vertreten°

_II

Die Revision ist—infolge Zulassung statthaft° Sie ist nicht

begründet° ’

‚Das LSG hat ohne Gesetzesverletzung
nur über einen Anspruch

des Klägers auf Altersruhegeld aus der HöV entschiedeno

Nur dieser Anspruch war Streitgegenstand in diesem Verfah—

ren°

Der Streitgegenstand wird durch das Begehren des Klägers

in Verbindung mit dem angefochtenen Bescheid bestimmt_
(55 123, 444 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—;SozR Nr° 5

zu @ 125 SGG)° Der Streitgegenstand des Berufungsverfahrens

wird dementsprechend durch den Antrag des Berufungsklägers

in Verbindung mit dem angefochtenen Urteil des SC umrisseno

Die Beklagte hat ihr Schreiben vom 300 August 497” als

Bescheid aufgefaßt° Dem konnte der Senat nicht folgeno

Dieses Schreiben stellt nach Inhalt und Form keinen Ver—

waltungsakt dar; es enthält keine Maßnahme der Beklagten,

von der schon unmittelbar Rechtswirkungen ausgingen° Die

Beklagte hat darin dem Kläger ihre Rechtsauffassung darge—

legt° Dazu konnte sie sich veranleßt sehen, weil der Klä—

ger mit dem begehrten Altersruhegeld aus dem einen HöV—Bei—

trag offensichtlich nur eine Voraussetzung für seine Mit—
gliedschaft in der KVdR mit Beitragspflicht der Beklagten

'schaffen wollte (@ 165 Abs° 4 Nr° 5, % 384 ßbs° 2, 5 4255

Nr° 5 RVG)° Aus der Formulierung des Satzes in dem Schrei—
ben 'vom'3'0° August 4974 ”Wir würden deshalb eco an die

AOK „„a keine Beiträge entrichten können" kann noch nicht

die endgültige ■blehnung der Beitragszahlung der.kalagten

zur KVdR entnommen werden„ Zu der Wortfassung "wir würden”

gehört die gedankliche Ergänzung “wenn Rente aus der HöV
gewährt und die Beklagte von der AOK als Beitragsschuldner
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in Anspruch genommen wird"t Damit wird auf künftige, noch

ungewisse Umstände hingewieseno Auch der Satz "Wir bitten

Sie zu prüfen‚ ob Sie trotzdem dieses Vrrfahren durchführen

wollen“ spricht nicht für eine abschließende Entscheidung

der Beklagten über ihre Beitragspflicht gegenüber der AOK°

Er bedeutet vielmehr, der Kläger solle sich nach Darlegung

der Rechtsauffassung der Beklagten überlegen, ob er seinen

Rentenantrag zurücknimmt„ Darauf weist insbesondere das ■n—

erbieten der Beklagten hin„ den freiwilligen Beitrag und den

HöV—Beitrag zurückzuzahlen° Die nach dem Schreiben vom
30„ ßugust “97” zu erwartende ßntvort des Klägers mußte dahin

lauten, daß er seinen Rentenantrag zurücknimmt oder daß

er die ”Durchführung des Verfahrens"_verlangt° Mit der

"Durchführung des Verfahrens” kann nur das Verwaltungsver—

fahren gemeint sein‚ das durch den Rentenantrag eingeleitet

wurde und mit der Erteilung eines Bescheides über die Ge—

währung oder Ablehnung des Altersruhegeldes enden sollteo

Insgesamt wollte die Beklagte den Kläger durch ihre Rechts—

ausführungen in dem Schreiben vom 300 August ”974 von der

Aussichtslosigkeit seines Antrages auf Gewährung eines Alters;

ruhegeldes aus dem einen HöV—Beitrag wegen des von ihm letz—

ten Endes allein verfolgten Zweckes w Mitgliedschaft in der

KVdR und Beitragszehlung der Beklagten — überzeugen°

Gegen die Auslegung des Schreibens der Beklagten vom 30„ ßu—
gust ’19’7’1 als Bescheid über die Ablehnung einer Beitrags—

leistung zur KVdR spricht auch der Umstand‚ daß die Beklagte

die ßOK nicht beteiligt hat° Denn bei der KVdR sind nicht

nur der Kläger als sachlich Berechtigter und die Beklagte

als Beitragsschuldnerin, sondern auch die AOK als die zu
Leistungen Verpflichtete und Béitragsgläubigerin betroffen„

Würde der Rentenversicherungsträger allein gegenüber dem

Rentenbewerber seine Beitragspflioht zu dessen KVÖR mit
Verwaltungsakt ablehnen‚ so würde dieser Verwaltungsakt der

mitbetroffenen AOK gegenüber nicht bindend, solange er ihr

nicht bekanntgegeben ist (vgl° auch BSG 45, ”48, ”22 ff;
25, 343 34, 289, 29”)„ Die Beklagte hat ihr Schreiben vom
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30„ August 4974 nur an den Kläger geriehtet° Eine Entschei—

dung über ihre Beitragspflicht wäre deshalb gegenüber der

AOK nicht bindend geworden°

Der Bescheid, der bei der "Durchführung des Verfahrens“,

wie im Schreiben der Beklagten vom 30° August 4974/ange—

führt, zu ergehen hatte, ist‘der am 24„ November 4974 erlas—

sene Bescheid° Darin hat die Beklagte nur über den Antrag

vom 49„ Juli 4974 auf Gewährung des ßltersruhegeldcs aus

der HÖV entschieden„ Dieser Bescheid ist angefochten und

Streitgegenstand°

Das LSG hat ohne Rechtsirrtum einen ßnspruch des Klägers
auf Altersruhegeld aus dem einen Beitrag zur HöV bejaht°

Der Kläger hat zwar die Frage Nr° 42 im ßntragsvordruck

“Soll das Altersruhégeld — vorbehaltlich der Erfüllung der
sonstigen VoraussetzUngen — später beginnen als mit dem

Ablauf des Monats, in dem das 65° Lebensjahr vollendet

werden ist?" verneint° Daraus kann jedoch nicht gefolgert

werden, daß ein Anspruch deshalb nicht bestehe, weil im
‚

Zeitpunkt der Vollendung des 65° Lebensjahres — Januar 4964 —
der freiwillige Beitrag und der HöV—Beitrag.noch nicht ente

richtet waren„ Aus dem Verhalten, wie Beitragsentrichtung

am 49° Juli 4974 und Antragstellung am gleichen Tag, ere

gibt sich, daßchr Kläger den Willen hatte, ein Altersruhe—

geld jetzt Zu erhalten, nachdem er durch die Bntrichtung

des HöV—Beitrags die Voraussetzung dafür geschaffen hatte„

—Der Rentenantrag ist auch nicht deshalb unbegründet, weil

der Kläger mit der Entrichtung des HöV—Beitrags nicht die

Erhöhung einer zu gewährénden, auf freiwilligen oder

Pflichtbeiträgen beruhenden Rente erreichen konnteo Nach
QB» 4254 EVO kann der Versicherte neben Beiträgen, die aufm

grund der Versicherungspflicht oder der Berechtigung zur
Weiterversicheruhg entrichtet sind, zusätzlich Beiträge

zum Zw ck der HöV entrichten; Der Begriff “zum Zweck“ ist

zwar im Gesetzcswortlaut.enthalten„ Doch sind diese Worte
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nicht in dem Sinne zu verstehen, wie es die Beklagte der—_

gelegt hat° Mit den Worten "zum Zweck“ wird nicht eine be—

sondere Absicht oder Vorstellung als weitere Voraussetzung

für die wirksame Entrichtung von HöV—Beiträgen verlangt,

die auf Seiten des Versicherten subjektiv bei der Beitrags;

entrichtung gegeben sein müßte„ Mit den Worten "zum Zweck"'

werden nur der Sinn und die Bedehtung solcher zusätzlicher

Beiträge aufgezeigt‚ nämlich dem Versicherten eine höhere

Versorgung als allein aus den Pflicht— und freiwilligen

Beiträgen zu ermöglichen° Das Gesetz stellt es bei der HÖV‚ wie

das LSGzu Recht ausgeführt hat, nur auf objektive Tätbestän—
de ab‚ wie Vorhandensein von Grundbeiträgen bei der Entrich—

tung von HöV—Beiträgen und Eintritt eines Versicherungsfelles

für die Leistung° Für diese Auslegung spricht auch die Ent—

stehungsgeschichte der HÖV°

Nach @ ■389 EVO aF war lediglich die Versicherung in einer
höheren Klasse erlaubto Von einem besonderen "Zweck" der

Entrichtung höherer Beiträge als gesetzlich vorgeschrieben„

war im Gesetz nichts erwähnt° Mit dem Gesetz über die HÖV

in den Erntenversicherungen der Arbeiter und der Angestellten

vom 44„ März 4954 (BGBl I 488) wurde die HöV neu und anders

geregeltc % 2 dieses Geset2es bestimmte: "Zu jedem Beitrag
für die Pflichtversicherung, Selbstversicherung oder Wei—

terversicherung kann ein Britrag der Klassen 00° für die
HÖV entrichtet werden„ Die Beitragsklasse kann frei ge—
wählt werden“° In dem Entwurf der Rentenversicherungs—

Neuregelungsgesetze (RVNG) der Bundesregierung —BT—Drucks°

II/2437— wird die Gesetz gewordene Fassung des @ 4234

RVG nal?° begründet:

"Die Vorschrift tritt an die Stelle des HÖVG„ Die
Versicherten sollen wie bisher die Möglichkeit heben‚

im Rahmen der eigens für sie geschaffenen Rentenver—
sicherung zusätzliche Vorsorge für sich und ihre
Hinterbliebenen zu treffen?" ‘

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat hierzu nichts Weiteres

ausgeführt (BT—Drucks° 11/3080)° Hiernach ist mit dem Ge—
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brauch der Worte "zum Zweck der HÖV“ gegenüber den Werten
“für die HöV" in\ä 2 HÖVGnicht eine sachliche Änderung

der Voraussetzungen einer Beitragsentrichtung zur HÖV

beabsichtigt gewesen„

Da der Grundbeitrag und der HöV—Beitragwirksamentrichtet
sind, die Erfüllung der Wartezeit nicht erforderlich ist

(5 42M8 Abs° 5 RVG idF vom 25° 2° 1957) und 5 4295 EVO idF

des RRG erst Versicherungsfälle nach dem 540 Dezember 4972
erfaßt, hat der Kläger die Voraussetzungen für des Alters—

ruhegeld aus einem Beitrag zur'Höv erfüllt°

Die Frage, ob die Rente allein aus HöV—Beiträgen eine

"Rente aus der Rentenversicherung der Arbeiter“ ist
(@ 465 Abs° ” Nr„ 3 EVO); stellt sich erst‚ wenn es um die
Beitragepflicht der Beklagten zur KVÖRdes Klägers gehto‘
Diese ist aber, wie ausgeführt‚ nicht Gegenstand dieses

Verfahrens„ Aus dem gleichen Grund ist in diesen Verfahren

auch nicht zu entscheiden, ob der Kläger rechtsmißbräuch„

lich handelt, wenn er aufgrund des Altersruhegeldes aus
dem einzigen Beitrag zur HÖV die Rentnerkrankenversiche—

rung mit Beitragspflicht der Beklagten beanspruchen will‚

obwohl er bei Entrichtung des HöV—Beitrages wußte‚ daß

er eine Rente aus seinen Pflicht——und freiwilligen Bei—

tragen nicht erhalten konnte°

_4o_
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